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Nicht einmal eine Woche, nachdem es zu Hausdurchsuchungen bei der ÖVP in der Parteizentrale
sowie im Bundeskanzleramt gekommen war, war Sebastian Kurz schon nicht mehr Kanzler. Nach
dem kometenhaften Aufstieg war das sein bisher größter Rückschlag.  Ob er dabei verglühen oder
wieder wie eine Bombe einschlagen wird, wird sich noch zeigen. Fest steht: Die politischen Karten
werden neu gemischt!

Projekt Ballhausplatz

Am gleichen Tag wie die Hausdurchsuchungen kam auch die Anordnung der Wirtschafts- und
Korruptionsstaatsanwaltschaft (WKStA) an die Medien. In ihr ist dargelegt, was für Vorwürfe gegen
Sebastian Kurz und enge Vertraute von ihm vorliegen. Als schon davor bekanntes „Projekt
Ballhausplatz“ wurde der mehrstufige Plan von Sebastian Kurz bezeichnet, von seinem Amt als
Außenminister und Zukunftshoffnung der ÖVP aus, zuerst in einem Putsch die Partei und später das
Bundeskanzleramt zu übernehmen. Neu ist die strafrechtlich relevante Dimension. In mehreren
Stufen wurden offenbar frisierte Umfragen an Medien verteilt, insbesondere an die der Fellner-
Gruppe (Österreich, oe24.at).

Zu einer Zeit, als Kurz noch Außenminister war, sollte die ÖVP – damals noch geführt von
Vizekanzler Reinhold Mitterlehner – in den Umfragen schlecht dargestellt werden. Als dann
Sebastian Kurz die ÖVP übernahm, sollte sich das Blatt wenden. Dafür soll mit der
Meinungsforscherin Beinschab zusammengearbeitet worden sein, die teilweise durch
Pseudoprojekte des Finanzministeriums und später durch die Fellner-Gruppe bezahlt worden sein
soll. Das Wesentliche dabei war, dass es zwar durchaus echte Rohdaten für die Umfragen gegeben
haben dürfte, diese aber zugunsten von Sebastian Kurz gewichtet und teilweise frisiert wurden.
Schon 2016 hatte Kurz ein Netzwerk an loyalen UnterstützerInnen in der ÖVP sowie in
unterschiedlichen Ministerien aufgebaut. Thomas Schmid und Johannes Frischmann waren im
Finanzministerium tätig, Sophie Karmasin war Familienministerin, Stefan Steiner war
Generalsekretär der ÖVP – sie alle und noch mehr sind als Beschuldigte in der Anordnung für die
Hausdurchsuchungen aufgeführt.

Bürgerliche wie Boulevard

Die engste Zusammenarbeit dürfte die Kurz-Clique mit den Medien der Brüder Fellner getätigt
haben. Die Meinungsforscherin Beinschab wurde laut Vorwürfen später von deren Seite bezahlt – im
Gegenzug für die Inserate in der Höhe von mehr als einer Million Euro. Doch man sollte hier nicht
den Fehler begehen zu glauben, dass sich nur das Boulevard einkaufen lassen würde. Vielmehr ist
das nur eine Komponente der Vorwürfe, die im Raum stehen. Des Weiteren geht aus den
Chatverläufen hervor, dass auch über Rainer Nowak, Chefredakteur der „Die Presse“, Umfragen
platziert worden sein sollen. So schreibt Thomas Schmid: „Nowak macht Story Abgrenzung zu
NEOS. Blümel spielt in Wien NEOS an die Wand. Rund um Parteitag spielen wir Umfragen groß.
Macht er uns.“ Sebastian Kurz dazu: „Großartig!!! Du bist super!“ Nowak dürfte aber auch
Umfragen an unterschiedliche Zeitungen in diversen Bundesländern vermittelt haben.

Was sich in den Chatverläufen gut zeigt, ist das, was für KommunistInnen zum politischen
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Einmaleins gehört, nämlich dass die bürgerlichen Medien alles andere als neutrale und objektive
Berichterstattung leisten. Neben den natürlich existierenden unbewussten gesellschaftlichen
Prägungen im Interesse des Kapitals, der Vorauslese gewisser bessergestellter
Bevölkerungsschichten in den Reihen der JournalistInnen und natürlich noch mehr der
RedakteurInnen und ChefredakteurInnen, gibt es noch die gute alte Korruption. Oder wie es Thomas
Schmid zusammenfasst: „Hehe, Objektivität gibt es nicht im Journalismus“.

Bestechlichkeit und Bestechung

Von der Wirtschafts- und Korruptionsstaatsanwaltschaft wird eine ganze Reihe an Leuten für
Tatbestände wie Bestechlichkeit, Untreue und Bestechung als Beschuldigte geführt. Was hierbei
aber vor allem interessant ist, ist, dass sich diese Korruptionsaffäre vom typischen Schema der
Bestechlichkeit von bürgerlichen PolitikerInnen abhebt. Zuerst einmal kurz zur Klarstellung der
Begrifflichkeit. Im österreichischen Strafgesetzbuch werden diese Begriffe nämlich etwas anders
verwendet als im normalen Sprachgebrauch. Normalerweise trifft Bestechlichkeit auf den passiven
Part einer Bestechung zu. Kurz gesagt, wer sich für eine Gegenleistung zahlen lässt, ist bestechlich,
wer zahlt, besticht. Im Strafgesetzbuch beziehen sich die Begriffe aber nicht auf einen etwaigen
aktiven oder passiven Teil des Geschäfts, sondern hier wird danach unterschieden, welche Funktion
der Personen jeweils existiert. Auf öffentliche AmtsträgerInnen trifft hier der Vorwurf der
Bestechlichkeit zu, auf jene, die die AmtsträgerInnen bestechen, der der Bestechung. In weiterer
Folge werden wir die geläufigen Begrifflichkeiten und nicht die juristischen verwenden.

Schon die Unterscheidung zwischen juristischen und geläufigen Begrifflichkeiten legt nahe, warum
es sich hier um einen speziellen Fall von Korruption handelt. Denn die Rollenverteilung ist in diesem
Fall eigentlich vertauscht. Die Kurz-Clique versuchte nicht, aus ihren Rollen als MinisterInnen und
BeamtInnen zu profitieren, sondern ihre Posten dazu zu verwenden, um Geld aufzutreiben. Mit
diesem sollten dann Bestechungen durchgeführt werden und zwar im Interesse ihrer eigenen
Machtsteigerung. Das klassische Gegenbeispiel ist Karl-Heinz Grasser, der versuchte, aus seinem
Amt (finanzielle) Vorteile zu ziehen.

Doch was sagt uns das über Sebastian Kurz als Politiker? Im Gegensatz zu einem passiven Gehilfen
des Kapitals, der erst durch Bestechung gefügig gemacht werden muss, war (und ist) er
entschlossen, die unterschiedlichsten Mittel einzusetzen, um in Machtpositionen zu kommen. Dieser
persönliche Ehrgeiz war von ihm von Anfang an mit einer offensiven Politik im Interesse des Kapitals
verbunden: Er brachte rassistische Spaltung, den 12-Stundentag und Steuergeschenke für Reiche
und Unternehmen. Aber eben nicht primär aus einer passiven Rolle, wo von Seiten der
KapitalistInnen (finanziell) nachgeholfen werden musste, sondern aus einer aktiven, eigenständigen
Position heraus. Das ist einer der zentralen Gründe dafür, warum er nahezu alle relevanten Teile des
Kapitals hinter sich versammeln konnte.

Schritt zur Seite?

Nachdem er 3 Tage lang einen Rücktritt ausgeschlossen hatte, wurde schließlich doch der Druck zu
groß – vor allem wegen der Gefahr eines Koalitionsbruchs – und Sebastian Kurz zog die
Konsequenzen –  so könnte man meinen. Er legte das Amt des Bundeskanzlers zurück, kehrte aber
als Klubobmann in den Nationalrat als Abgeordneter zurück. Das Amt des ÖVP-Chefs behielt er
gleichermaßen. Sein Nachfolger als Bundeskanzler wurde Außenminister Alexander Schallenberg.

Schallenberg selbst könnte kaum aus einem elitäreren Hintergrund stammen. Seine Familie ist ein
Jahrhunderte altes Adelsgeschlecht, sein Vater war Botschafter und Generalsekretär im
Außenministerium. Er selbst ist Berufsdiplomat. Wesentliche Fortschritte auf seiner Karriereleiter
hat er Kurz zu verdanken. Nachdem Sebastian Kurz 2013 das Außenministerium übernahm, wurde



Schallenberg zum Leiter der neu geschaffenen „Stabsstelle für strategische außenpolitische
Planung“ und damit mehr oder weniger direkter Berater von Sebastian Kurz und prägend für seine
außenpolitischen Positionen. Nachdem Kurz zuerst die ÖVP und kurze Zeit später das
Bundeskanzleramt übernommen hatte, saß Schallenberg im Verhandlungsteam der ÖVP. Unter der
Übergangsregierung von Brigitte Bierlein wurde er zum Außenminister bestellt – ein weiterer
Beweis dafür, dass die damalige „ExpertInnen“-Regierung einen deutlichen Rechtsdrall aufwies.
Unter der neuen türkis-grünen Regierung wurde er dann ebenfalls wieder Außenminister. Deutlich
zeigt sich hier also, dass Alexander Schallenberg ganz klar dem Kurz-Flügel der Partei zuzuordnen
ist und die wesentlichen Aufstiege in seiner Karriere – wie wohl auch den bisher letzten zum
Bundeskanzler – Kurz zu verdanken hat.

Unmut in der ÖVP

Doch wir sollten uns nicht der verkürzten Analyse hingeben, dass mit dem Rücktritt von Kurz und
der Ernennung Schallenbergs zum Kanzler sich überhaupt nichts geändert hätte. Unmittelbar ist
Sebastian Kurz zumindest als Parteichef offensichtlich bestimmend in der ÖVP und darüber sollten
wir uns nicht täuschen, aber gleichzeitig sollte man nicht den Beginn des Aufstiegs von Sebastian
Kurz vergessen. Als er sich im Mai  2017 zum ÖVP-Chef krönen ließ, konnte er gleichzeitig
wesentliche Vollmachten in der ÖVP durchsetzen, die sogar statutarisch verbrieft wurden. Das ging
mit einer deutlichen Zentralisierung der traditionell föderalistisch und in Bünden aufgebauten ÖVP
einher. Aber die laufenden Ermittlungen werden wohl oder übel weitere Offenbarungen über
Sebastian Kurz und sein Umfeld zu Tage bringen und die teilentmachteten Bünde der ÖVP werden
ihre Chance wittern, sich die Macht zurückzuholen. Schon jetzt wurde eine klare Diskrepanz
zwischen Zentrum in Wien und den Bundesländern deutlich. Während Kurz von den
Nationalratsabgeordneten der ÖVP mit 100 % zum Klubobmann gewählt wurde, gingen gleichzeitig
einige ÖVP-Landeshauptleute auf Distanz. Platter (ÖVP-Landeshauptmann von Tirol) sagte von sich,
dass er „ein Schwarzer“ (und damit kein Türkiser) sei, Mikl-Leitner (Landeshauptfrau
Niederösterreichs) meinte, sie sei „allen voran Niederösterreich verpflichtet“ und die „Vorwürfe
[müssen] aufgeklärt werden“ oder Wallner (Landeshauptmann Vorarlbergs) dazu: „Nicht unser Stil.
Wo man’s kann, muss man es abstellen.“

Wir dürfen also davon ausgehen, dass in der ÖVP langsam aber sicher die uneingeschränkte Macht
von Sebastian Kurz aufhören wird, gerade wenn es in den nächsten Wochen und Monaten neue
Enthüllungen gibt. Damit ist natürlich auch die Wahrscheinlichkeit von Neuwahlen verbunden, auch
wenn eine unmittelbare Aussicht darauf erstmal gebannt zu sein scheint.

Und die Linke?

Die Linke hat es zwar in Wien geschafft, durch spontane und kräftige Mobilisierungen einen
gewissen öffentlichen Druck gegen Sebastian Kurz auszuüben, aber wie schon bei der Ibiza-Affäre
zeigte sich, dass sie von sich aus nicht im Stande ist, einen (Vize)-Kanzler zu Fall zu bringen. Die
offizielle ArbeiterInnenbewegung, organisierte in den Gewerkschaften und der SPÖ, blieb passiv.
Letztere beschränkte ihren Misstrauensantrag sogar auf Finanzminister Blümel, statt ihn gegen die
ganze Regierung zu richten. Gleichzeitig ist aber aktuell durch unterschiedliche Faktoren die
Chance einer stärkeren linken Alternative bei durchaus wahrscheinlichen verfrühten
Nationalratswahlen vor 2024 sehr groß. Vor nicht einmal einem Monat konnte die KPÖ in Graz zur
stärksten Kraft aufsteigen und damit verbunden ist eine noch nie dagewesene Akzeptanz für
kommunistische Politik – auch wenn die der KPÖ Steiermark mit klassisch sozialdemokratischer
mehr gemein hat. Die unterschiedlichen linken Kräfte links der SPÖ und der Grünen sollten sich also
heute schon darüber Gedanken machen, wie ein österreichweites Projekt für die nächsten
Nationalratswahlen aussehen kann, um nicht – wie so oft – von den Ereignissen überrollt zu werden.



Ein Wahlbündnis könnte den Weg zu einer neuen, linken Partei eröffnen, in der KommunistInnen für
eine Ausrichtung auf die ArbeiterInnenklasse und einen revolutionären Antikapitalismus kämpfen
können.


